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Was die achtjährige Nathalie
(Name geändert) am 22. April
gegenüber der Baselbieter Kin-
der- und Jugendpsychiatrie (KJP)
zuerstwild heraussprudeln lässt
– eine Befragung, die im Laufe
der Zeit immer detaillierte Kon-
turen gewinnt –, lässt denAtmen
stocken: «Papa sagte mir, erwill
mich beimnächsten Besuch fest-
binden, mit dem Schwert um-
bringen und das Schnäbi inne-
stecke». Er habe gedroht, sie zu
töten, weil sie «nicht am Schnä-
bi suggelen» wollte.

Das Schulkind hat sich jenen
Behörden anvertraut, die eine
kindzentrierte Therapie durch-
führen sollten, nach Jahren, die
von Bauchschmerzen, Suizidge-
danken, Weinkrämpfen und
Schulabsenzen begleitet waren,
jeweils nach den Besuchen beim
Vater. Hausärztlich dokumen-
tiert und der Kesb bekannt. In
diesem Gespräch vom 22. April
hilft die KJP-Oberärztin, die Ge-
danken derKleinen zu sortieren.
Über 17 Minuten hinweg zeich-
net Nathalie die Erlebnisse nach,
von denen sie seit dem Kinder-
garten verfolgt wird: wie derVa-
ter die Schafe auf derWeide ver-
gewaltigt haben soll, wie er sich
mit Exkrementen beschmierte
und Satansrituale durchgeführt
hat, wie er sie gefesselt, vaginal
penetriert und jeweils immer
wieder gedroht habe, sie «kalt-
zustellen»,würde sie je etwas da-
von jemandem erzählen. Die in
denWorten lauernde Gefahr hat
das Kind verstanden, nicht aber,
was «kaltstellen» wirklich be-
deutet. Irgendwie «in den Kühl-
schrank stellen», erzählt sie «der
Frau vom KJP».

Das Gespräch, das der BaZ in
voller Länge vorliegt und in stark
gekürzter Version freigegeben
wurde, stammt von der zweiten
Befragung, weil die zuständige

Ärztin vier Tage zuvor das erste
Gespräch verpfuscht hatte. Es ist
nicht die einzige irritierende
Handlung, die sich Baselbieter
Experten der KJP unter Leitung
von Chefärztin Brigitte Contin-
Waldvogel geleistet haben.

Beweismittel vernichtet
Erst amTag zwölf nachAufzeich-
nung der brisanten Aussagen
und der Intervention desAnwalts
griff die KPD-Oberärztin in die
Tasten, umweitere Behörden zu
orientieren. In der Zwischenzeit
hatte die zuständige Kesb Dorn-
eck-Thierstein/Thal-Gäu (DTTG)
mit unerbittlichemDrängen ver-
sucht, das Kind dem Vater wei-
terhin zuzuhalten. Die Kosten-
gutsprache sei erfolgt,wurde die
Mutter von der Kesb orientiert.
In Panik, die Besuche würden
jetzt polizeilich erzwungen,
brachte sie sich mit ihrem Kind
in Sicherheit.

Aber statt vordringlich die
Staatsanwaltschaft über die Of-
fizialdelikte zu informieren und
den Justizbehörden die Video-
aufnahmen zuzuhalten, orien-
tiert die Oberärztin die Kesb und
schickt dem Vater fatalerweise
eine Kopie: Der Mann, der dem
Kind gedroht haben soll, es um-
zubringen, wenn es auspacke,
wird nun über Schilderungen
«von schrecklichen Übergriffen
des Kindsvaters aufNathalie» of-
fiziell orientiert. Die KJP hat es
so dem Vater ermöglicht, allfäl-
lige Beweismittelwie Computer-
festplatten und die mit Sperma
besudelten Kinderfotos – wie es
Nathalie erzählte – rechtzeitig zu
vernichten. Umgekehrt aberwill
die KJP Nathalie und die Mutter
vor dem mutmasslichen Täter
«schützen» und schlägt derKesb
DTTG vor, die Opfer in ein Mut-
ter-Kind-Heim zu verfrachten.

Für den ehemaligen Polizei-
kommandantenMarkusMohler,
der die Aussagen des Kindes vor

der KJP-Oberärztin einsehen
konnte, sind das ungeheuerliche
Vorgänge: «Allein aufgrund des-
sen,was manweiss, besteht An-
lass, diesenMann als triebgestört
und pädophil einzuschätzen.» Es
sei auch bekannt, dass solche
Menschen andere Opfer zu an-
geln pflegen: «Deshalb ist es
enormwichtig, wegen des drin-
genden Verdachts schwerstwie-
genderDelikte beimmutmassli-
chen Täter umgehend das Haus
zu durchsuchen und sämtliche
elektronischen Geräte sicherzu-
stellen», sagt Mohler.

Wegen der Indizien hatte die
zuständige Solothurner Staats-
anwaltschaft den Vater schon
länger imVisier.Aber der Staats-
anwalt wollte von seinem ur-
sprünglichen Plan, das Kind «Co-
rona-bedingt» erst am 16. Juni
mit demVater zu konfrontieren,
nicht abrücken. Nurwiderwillig
und auf Druck zahlreicher Per-
sonen von aussen forderte er
schliesslich dieVideoaufnahmen
beim KJP ein, um erst am 13.Mai
eine Hausdurchsuchung vorzu-
nehmen.Mit einer Berichterstat-
tung hat sich die BaZ zurückge-
halten, um diese Beweismittel-
sicherung nicht zu vereiteln.

Für Markus Mohler ist klar,
dass dieAussagen des Kindes au-
thentisch sind. «Solche Schilde-
rungen können nicht geframt
werden», sagt Mohler. Gleiches
sagt auch Psychiater und Präven-
tionsexperte Werner Tschan,
Fachmann für Traumafolgestö-
rungen nach sexueller Gewalt.

«Es ist ausgeschlossen, dass Kin-
der in diesemAlter solche Erleb-
nisse in dem Detaillierungsgrad
erfinden können», sagt er, nach-
dem er sich mit den Audio-
Aufnahmen auseinandergesetzt
hat. Dass die KJP Baselland den
Vater informiert hat, die Staats-
anwaltschaft aber nicht, hält er
für unverzeihlich: «Im Kanton
Baselland bin ich gesetzlich
verpflichtet, die Staatsanwalt-
schaft in solchen Fällen unver-
züglich zu orientieren», sagt
Tschan.

Die Leiterin der Klinik, Brigit-
te Contin, rechtfertigt die Orien-
tierung desVaters: «Wirmüssen
grundsätzlich neutral sein. Aber
in hochstrittigen Trennungs-
und Scheidungsfällen kann es
vorkommen, dass wir zum
Schutz des Kindes eine Fremd-
platzierung oder ein Mutter-
Kind-Heim empfehlen.»

KJP unter Druck der Kesb
Der Hintergrund zu diesem ver-
störend «neutralen» Vorgehen:
Bereits früher wollte die Kesb
DTTG derKinderpsychiatrie den
Therapieauftrag für Nathalie
entziehen. Dies, weil sich das
zuständige Fachpersonal gegen
weitere Kindsbesuche beimVater
ausgesprochen hatte. Das pass-
te der Kesb nicht.Manwollte nur
gesinnungstreue Beistände und
Experten einsetzen (die BaZ be-
richtete).

Zwischen der Mutter und
der KJP ist das Vertrauen inzwi-
schen zerbrochen: Gegen die
Oberärztin und Klinikleiterin
Contin sind Strafanzeigenwegen
Verletzung von Amtspflichten
eingereicht worden. Contin
schreibt der Kesb DTTG denn
auch: «Die Weiterführung einer
Therapie ist aus unserer Sicht
wegenmassiverEnttäuschungen
derMutter undwegenAngriffen
von Verbündeten auf unser Vor-
gehen nicht mehr sinnvoll.»

DasMartyrium der kleinenNathalie
Versagen der Behörden Die Kinderpsychiatrie Baselland hält Pädophilie-Vorwürfe über Wochen zurück, während die Kesb gleichzeitig
das Kind demmutmasslichen Täter in die Arme zu treiben versucht. Mutter und Tochter haben sich in Sicherheit gebracht.

Nathalie litt enorm unter den Besuchen beim Vater und reagierte mit
Bauchschmerzen, Blasenentzündungen und Weinkrämpfen.

Als dieAllgemeineGewerbeschu-
le Basel (AGS)wie alle Bildungs-
institute in den verordneten
Lockdown ging, waren nicht
einmal die E-Mail-Adressen vor-
handen: Schüler und Lehrer
konnten über Tage bis Wochen
nicht erreicht werden. Darüber
hinaus verbot der AGS-Schul-
direktorHans-Rudolf Hartmann
zunächst das Benutzen von Pro-
grammen fürVideokonferenzen,
die einen Fernunterricht über-
haupt ermöglicht hätten.

Die Kommunikation und der
Dokumentenaustausch sollten
über das sogenannte Pädagogi-
sche Netzwerk der staatlichen
Schule stattfinden. Doch diese
Infrastruktur war derart unge-
nügend, dass der Druck für Di-
rektorHartmann so grosswurde,
dass er schliesslich doch noch
gängige Software wie Teams,
Zoom oder Skype für Videokon-
ferenzen zulassen musste. Er
pochte aber auf Freiwilligkeit,
was weder die Lehrer noch die
Abschlussklassenwirklichmoti-
vieren konnte, ein Fernunter-
richtsprogramm aufzubauen

oder daran teilzunehmen. Die
Gewerbeschule stürzte sich ins
digitale Nirwana.

Zukunftsgerichtete Lehrer be-
klagten sich bei der BaZ, dass in
der Corona-Zeit lediglich ein
Viertel der rund 3400 Schüler
unterrichtet werden konnte.
Schätzungen der Lehrer zufolge
ermöglichten nur80von 280Do-
zenten einen Fernunterricht.

Vorstoss im Grossen Rat
Das hat Bildungspolitikerin und
Grossrätin Sandra Bothe (GLP)
aufgeschreckt. «Die Lernenden
müssen fähig sein, sich die neu-
en Kompetenzen, die von ihnen
im Arbeitsmarkt erwartet wer-
den, anzueignen», schreibt sie in
einer Interpellation an den Bas-
ler Regierungsrat. In ihrem Vor-
stoss erkundigt sie sich nach den
Hintergründen des unsinnigen
Videokonferenzverbotsmit gän-
giger Software. Bothe will
letztlich auchwissen: «Wiewird
vom Erziehungsdepartement
sichergestellt, dass die Lehrper-
sonen und Schülerinnen und
Schüler optimal für den digita-

len Unterricht vorbereitet, be-
gleitet und unterstützt werden,
damit die Unterrichtsqualität an
allen Schulen gleichermassen
gewährleistet werden kann und
wird?»

In ihren Recherchen ist die
frisch eingestiegene Politikerin
darauf gestossen, dass derGros-
se Rat für die digitaleAufrüstung
der Schulen unter der Schirm-
herrschaft des Departements von
Regierungsrat Conradin Cramer
bis Ende 2021 satte 4,75 Millio-
nen Franken bereitgestellt hat.
Die Lernenden der Gewerbe-
schule gingen aber offensichtlich
«vergessen» beziehungsweise
wurden nicht ins Budgetmitein-
bezogen. Berücksichtigtwurden
dafür Gymnasien, Fachmaturi-
tätsschulen und dieWirtschafts-
mittelschule. In der Folge sind
die Lernenden im vergangenen
Jahr auf den Semsterantritt auf-
gefordert worden, die Laptops
selber mitzubringen – die Idee
wurde unter dem Titel «bring
your own device» (byod; bring
dein eigenes Gerät) schmackhaft
gemacht.

Derweil unterliess es aber die
Schule, genügend Steckdosen in
den Schulzimmern zur Verfü-
gung zu stellen. Statt die Mög-
lichkeiten eines digitalen Unter-
richts auszuschöpfen, verkamen
die Studentencomputer höchs-
tens zu elektronischenNotizhef-
ten. «Bis heute können an der
AGS die wenigsten Studenten
ihre Gruppenarbeiten oder ihr

Mindmap auf einen Beamer
übertragen, damit die Ergebnis-
se imSchulzimmerprojiziert und
gemeinsam besprochen werden
können», sagt ein Gewerbeschul-
lehrer. Das sei peinlich, führt die
Schule doch stolz dasMotto «Wir
allemachen imArbeitsalltag den
nächsten digitalen Schritt».
Grossrätin Bothe kritisiert denn
auch die Ungleichbehandlung

zwischen FMS und Gymnasium
gegenüberden Lehrlingen: «Man
kann nicht den dualen Bildungs-
weg proklamieren und nichts in
die Gewerbeschule für die Lehr-
linge investieren.» Warum die
Gewerbeschule ausgenommen
wurd, will sie wissen.

«Wir arbeiten daran»
Unklar bleibt für die Politikerin
auch, weshalb die Schule nicht
mit dem digitalen Ausbau vor-
wärtsgemacht habe. «Wie wur-
de die Einführung von ‹bring
your own device› technisch be-
gleitet und überprüft, wie sind
die bisherigen Erfahrungen da-
mit aus Sicht der Lehrlinge,
Lehrbetriebe und Lehrperso-
nen?», will Bothe wissen.

Internwill Hans-Rudolf Hart-
mann das digitale Nirwana aus-
loten: «GewisseHerausforderun-
gen sind noch immer nicht ge-
löst. Wir arbeiten daran und
haben inzwischen bereits Pro-
jekte diesbezüglich aufgegleist»,
teilte er in einem Schreiben mit.
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Cramers Departementmuss das digitale Nirwana erklären
Interpellation Was ist an der Gewerbeschule computertechnisch schiefgegangen? GLP-Grossrätin Sandra Bothe verlangt Antworten.

Im Hintertreffen: Im Lockdown konnte die Mehrheit der 3400 Lehrlinge
an der Gewerbeschule in Basel nicht unterrichtet werden. Foto: Nicole Pont

Das zuständige
Fachpersonal hatte
sich gegenweitere
Kindsbesuche
beimVater
ausgesprochen.


